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Bonn: Start der Bauplanung für die
Fulda-Main-Stromleitung 2031

Die Bundesnetzagentur genehmigt den Trassenkorridor der
Fulda-Main-Leitung, um den Stromaustausch zwischen

Bayern und Hessen bis 2031 zu verbessern.

Die Bundesnetzagentur hat den Trassenkorridor für die neue
Fulda-Main-Stromleitung genehmigt, die die Region zwischen
Hessen und Bayern ab 2031 mit verbesserter Stromübertragung
versorgen soll. Diese Maßnahme ist Teil eines umfassenderen
Plans zur Stärkung der Stromnetzinfrastruktur in Deutschland
und trägt zur Sicherstellung einer stabilen Energieversorgung
bei. Das Projekt umfasst die Installation einer Freileitung mit
einer beachtlichen Spannungsstärke von 380 kV, was die
Effizienz und Kapazität des Energieaustauschs zwischen den
beiden Bundesländern enorm steigern könnte.

Die Fulda-Main-Leitung wird eine Gesamtlänge von etwa 150
Kilometern haben und sich in zwei unterschiedliche Abschnitte
gliedern. Abschnitt A erstreckt sich von Mecklar bis zum
Umspannwerk Dipperz in Hessen. Die Verbindung dieser beiden
Punkte erfolgt als Verstärkung des bestehenden 380-kV-Netzes,
das dort bereits vorhanden ist. Mit der Entscheidung, den
Verlauf von Abschnitt A am 2. Januar 2024 zu genehmigen, ist
ein entscheidender Schritt für das Projekt gemacht worden.

Abschnitt B und dessen Bedeutung

Abschnitt B hingegen verbindet die Region südlich von Fulda mit
dem Umspannwerk Bergrheinfeld West in Bayern, das
südwestlich von Schweinfurt liegt. Diese Verbindung stellt eine



wichtige Ergänzung zum bestehenden Netz dar und fördert die
Integration erneuerbarer Energiequellen. Die Entscheidung für
den Verlauf von Abschnitt B wurde am 21. August 2024 gefällt.
Diese Fortschritte wurden in dem Kontext der laufenden
Planfeststellungsverfahren bekannt gegeben, die den genauen
Verlauf und die Technik der Leitung festlegen werden.

Ein wesentlicher Aspekt der Fulda-Main-Leitung ist die
Möglichkeit der Teilerdverkabelung in bestimmten Abschnitten.
Das könnte nicht nur ästhetische Vorteile bringen, sondern auch
Bedenken hinsichtlich der Sichtbarkeit und möglicher
Umweltauswirkungen ansprechen, die häufig innerhalb der
Bevölkerung geäußert werden. Durch die Einbeziehung dieser
praktischen Optionen zeigt die Bundesnetzagentur ein gewisses
Maß an Flexibilität und Rücksichtnahme auf
Anwohnerinteressen.

Diese Genehmigungen in der Netzinfrastruktur sind vor dem
Hintergrund aktuell steigender Anforderungen an die
Stromversorgung von großer Bedeutung. Der zunehmende
Ausbau erneuerbarer Energien führt dazu, dass bestehende
Systeme an ihre Grenzen stoßen. Ein schneller und effizienter
Energietransfer ist notwendig, um der Energiewende in
Deutschland gerecht zu werden.

Künftige Schritte im Projektverlauf

Nach der Genehmigung der Trassenverläufe wird die
Bundesnetzagentur nun die Planfeststellungsverfahren einleiten,
die auch eine Beteiligung der Öffentlichkeit ermöglichen. Es
bleibt abzuwarten, wie die verschiedenen Interessengruppen auf
die geplanten Maßnahmen reagieren werden. Solche Verfahren
sind entscheidend, um mögliche Einwände zu klären und
notwendige Anpassungen zu berücksichtigen.

Zusammengefasst ist die Genehmigung der Fulda-Main-Leitung
ein Signal für Fortschritt und innovation in der deutschen
Energieinfrastruktur. Während der tatsächliche Erbau der



Leitung erst in den kommenden Jahren stattfinden wird, gibt es
bereits jetzt großes Interesse an den ökologischen und
ökonomischen Auswirkungen, die dieses Projekt haben könnte.
Es ist zu erwarten, dass der Stromaustausch zwischen Hessen
und Bayern nicht nur die Versorgungssicherheit erhöht, sondern
auch dazu beiträgt, die Energiewende voranzutreiben und die
Region für die Zukunft aufzustellen.

Perspektiven auf den neuen Korridor

Die Erschließung dieses neuen Stromkorridors könnte einen
bedeutenden Einfluss auf die Energiebilanz der beiden
Bundesländer haben. Die Fulda-Main-Leitung steht als Symbol
für die Fortschritte, die in der deutschen Energiewende gemacht
werden, und könnte als Modell für ähnliche Projekte in der
Zukunft dienen. Mit einem realistischen Zeitplan und einem
durchdachten Planfeststellungsverfahren wird die
Bundesnetzagentur die Weichen für eine attraktive Entwicklung
in der Energiebranche stellen.

Wirtschaftliche Bedeutung der Fulda-Main-
Leitung

Die Fulda-Main-Leitung spielt eine entscheidende Rolle für die
wirtschaftliche Entwicklung der Regionen Hessen und Bayern.
Die verbesserte Anbindung an das Stromnetz wird nicht nur die
Energieversorgungssicherheit erhöhen, sondern auch die
Integration erneuerbarer Energien fördern. In einer Zeit, in der
der Übergang zu nachhaltiger Energie immer dringlicher wird, ist
die Weiterentwicklung der Infrastruktur von zentraler
Bedeutung.

Mit der geplanten 380-kV-Leitung soll der Austausch von Strom
zwischen den Bundesländern optimiert werden. Das bedeutet,
dass überschüssige Energie aus erneuerbaren Quellen besser in
das Gesamtnetz eingespeist werden kann. Laut der
Bundesnetzagentur ist dies ein wesentlicher Schritt, um die



Ziele der Energiewende zu erreichen, die eine Reduktion der
CO2-Emissionen und einen höheren Anteil erneuerbarer
Energien am Strommix vorsieht.

Technologische Aspekte der
Hochspannungsleitung

Die Fulda-Main-Leitung ist als Freileitung konzipiert, wobei in
bestimmten Abschnitten eine Teilerdverkabelung vorgesehen
ist. Diese Entscheidung basiert auf einer sorgfältigen Abwägung
der technischen, wirtschaftlichen und umweltrelevanten
Faktoren. Das bedeutet, dass an besonders sensiblen
Standorten, wie beispielsweise in Wohngebieten oder
Naturschutzgebieten, die Leitungen unter der Erde verlaufen
werden, um mögliche negative Auswirkungen auf die Umwelt
und die Lebensqualität der Anwohner zu minimieren.

Die Verwendung von Hochspannungstechnologie ermöglicht es,
große Mengen Strom über längere Strecken zu transportieren,
ohne dass es zu erheblichen Verlusten kommt. Dies ist
besonders wichtig in einem föderalen System wie Deutschland,
wo die Energiewende vor allem durch regionale Unterschiede in
der Erzeugung und dem Verbrauch von Strom geprägt ist.

Rechtliche Rahmenbedingungen und
Planungsprozess

Der Bau und Betrieb von Hochspannungsleitungen unterliegt in
Deutschland strengen rechtlichen Rahmenbedingungen. Der
Planfeststellungsprozess, der sowohl Auswirkungen auf Umwelt
als auch auf Anwohner berücksichtigt, ist ein zentraler
Bestandteil der Planung. Hierbei werden alle relevanten
Interessengruppen, einschließlich der Kommunen, geprüft und in
den Entscheidungsprozess einbezogen.

In der Bundesrepublik Deutschland wird der
Genehmigungsprozess durch das Energiewirtschaftsgesetz



(EnWG) geregelt, das den rechtlichen Rahmen für den Bau und
Betrieb von Energieinfrastrukturen vorgibt. Umfassende
Umweltprüfungen und Bürgerbeteiligungen sind unerlässlich,
um die Akzeptanz in der Bevölkerung zu sichern und den
gesetzlichen Anforderungen gerecht zu werden.

Die Fulda-Main-Leitung ist also nicht nur ein technisches Projekt,
sondern auch ein Beispiel für die notwendige Zusammenarbeit
zwischen verschiedenen Institutionen und der Zivilgesellschaft
im Bereich der Energieinfrastruktur.
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